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Hierzu 2 Sonderbeilagen betr. Satzung für die Brandeuburgiſche 


Feuerwehr -Unfallkaſſe und Bekanntmachung der revidierten Normal-Preiſe im Regierungsbezirk 


Frankfurt a. Oder. 


—— 


7 1. Für die im Jahre 1909 in Berlin ab⸗ 
zuhaltende Turnlehrerprüfung iſt Termin auf 
Dienstag den 2. März 1909 und die folgenden 
Tage anberaumt worden. 

Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden 
Bewerber ſind bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
ſpäteſtens bis zum 1. Januar 1909, Meldungen 
anderer Bewerber bei derjenigen Königlichen Regierung, 
in deren Bezirk der Betreffende wohnt, ebenfalls bis 
zum 1. Januar k. Is. anzubringen. 

Nur die in Berlin wohnenden Bewerber, welche 
in keinem Lehramte ſtehen, haben ihre Meldungen 
bei dem Königlichen Polizei⸗Präſidium hierſelbſt bis 
zum 1. Januar k. Js. einzureichen. 

Die Meldungen können nur dann Berüdfichti- 
gung finden, wenn ihnen die nach 8 4 der Prüfungs⸗ 
ordnung vom 15. Mai 1894 vorgeſchriebenen Schrift⸗ 
ſtücke ordnungsmäßig beigefügt ſind. * 

1 Die über Geſundheik, Führung und Lehrtätig⸗ 
keit beizubringenden Zeugniſſe müſſen in neuerer 
Zeit Die an ſein. 

e Anlagen jede uches find zu ei 
Hefte vereinigt . W 
N Berlin, den 9. September 1908. 

Der Miniſter der gelſtlichen, Unterrichts und 
* u nalangelagenteiten. 
N ge: von Bremen. 
Bekanntmachung des Landesdirektors der 


782. Provinz Brandenburg. 


des Amtsblattes wird die Satzung für die Branden⸗ 


burgiſche Feuerwehr⸗Unfallkaſſe vom 26. Februar / 


17. März 1904 unter 


In der Sonderbellage zu dieſem Srück 


Berückſichtigung des erſten! und Ergin⸗Motoren. 


Nachtrages vom 25. Februar / 13. März 1907 und 
des von dem Herrn Oberpräſidenten der Provinz 
Brandenburg unter dem 6. März 1908 genehmigten, 
von dem Brandenburgiſchen Provinziallandtage in 
der Sitzung am 21. Februar 1908 beſchloſſenen 
zweiten Nachtrages öffentlich bekannt gemacht. 
Berlin, den 15. September 1908. 
Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 


733. Am 1. Oktober d. Is. tritt die Polizei⸗ 
verordnung des Herrn Oberpräſidenten der Provinz 
Brandenburg vom 6. Juli d. Is. betr. Aufſtellung, 
Beſchaffenheit und Betrieb von beweglichen 
Kraftmaſchinen Bewegliche Dampfkeſſel und 
Motoren) in Kraft: 

Regierungs⸗Amtsblalt Potsdam Nr. 30 1908 
Seite 737. 

Regierungs⸗Amtsblatt Frankfurt Nr. 30 1908 
Seite 548. 

Ich weiſe darauf mit dem Bemerken hin, daß 
die Beſtimmungen dieſer Poltzeiverordnung künftig 
an Stelle der bisher von der Sozietät vorgeſchriebenen 
Bedingungen für bewegliche Motoren gelten und 
daß daher die folgenden Sonderbedingungen der 
Sozietät vom 1. Oktober d. Is. ab außer Kraft 
treten: 

8 8 der Zuſatzbedingungen für landwirtſchaft⸗ 
liche Verſicherungen betr. „Gebrauch von Lokomobilen“. 

S. B. 2. Sonderbedingungen für die Auf⸗ 
ſtellung und den Betrieb von Spirituslokomobilen. 

S. B. 7a. Sonderbedingungen für die Auf⸗ 
ſtellung und den Betrieb von beweglichen Petroleum⸗ 
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S. B. 15. Sonderbedingungen für den Ge⸗ 
brauch von Benzinmotoren, ſofern bewegliche Benzin⸗ 
Motoren in Frage kommen. 

Berlin, den 12. September 1908. 

Der Generaldirektor 
der Land⸗Feuerſozietät der Provlnz Brandenburg. 
von der Marwitz. 
Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. Oder. 
734. Regulativ 

betreffend die innere Einrichtung der Kehrbezirke 

für Schornſteinfeger. 

Für die innere Einrichtung der Kehrbezirke für 
Schornſteinfeger gelten fortan im Regierungsbezirke 
Frankfurt a. O. die nachfolgenden Beſtimmungen: 

§ 1. Die Anſtellung der Bezirksſchornſteinfeger 
erfolgt auf Widerruf durch den Landrat, in Stadt⸗ 
kreiſen durch die Ortspolizeibehörde. 

8 2. Angeſtellt darf nur werden, wer 

1. das 24. Lebensjahr vollendet hat; 

2. Reichsangehöriger und der deutſchen Sprache 
mächtig iſt; 

3. den Meiſtertitel im Schornſteinfegergewerbe zu 
führen berechtigt iſt ($ 133 der Gewerbeordnung, 
Artikel 8 des Geſetzes vom 26. Juli 1897, 
R. G. Bl. S. 663); 

4. den zur Ausübung des Schornſteinfegergewerbes 
erforderlichen Geſundheitszuſtand nachweiſen kann; 

5. unbeſcholten iſt. 

Bei der erſten Anſtellung iſt außerdem der Nach⸗ 
weis erforderlich, daß der Bewerber im Regierungs⸗ 
bezirke Frankfurt a. O. innerhalb der letzten drei 
Jahre vor der Bewerbung oder in der Zeit von da 
ab bis zur Anſtellung mindeſtens ein Jahr lang im 
Schornſteinfegerhandwerk ſelbſtändig oder als Geſelle 
tätig geweſen iſt. 

8 3. Die Anſtellungsgeſuche find bei dem Re⸗ 
gierungspräfidenten zu Frankfurt a. O. einzureichen. 

Dem Geſuche find in Urſchrift oder in beglau⸗ 
bigter Abſchrift beizufügen: 

1. ein Geburtszeugnis; 

2. die Zeugniſſe über die Berechtigung zur Führung 
des Schornſteinfegermeiſtertitels; 

3. das Geſundheitszeugnis eines Kreisarztes; 

4. ein Führungszeugnis der Ortspolizeibehörden 
der Aufenthaltsorte der letzten drei Jahre. 

In dem Geſuche iſt ferner anzugeben, ob die 
Bewerbung für beſtimmte Kehrbezirke oder für jeden 
etwa frei werdenden Kehrbezirk im Regierungsbezirke 
Frankfurt a. O. erfolgt. 

Der Regierungspräſident trägt die Bewerbungen 
in der Reihenfolge des Eingangs in eine Liſte ein. 
Bis zum 1. Oktober jeden Jahres haben die Be⸗ 
werber anzuzeigen, ob ſie ihre vorjährigen Geſuche 
aufrecht erhalten, widrigenfalls ihre Streichung aus 
der Liſte erfolgt. Perſonen, die in die Bewerberliſte 
nicht eingetragen ſind, dürfen im Bezirke nicht an⸗ 
geſtellt werden. 


Wird eine Bezirksſchornſteinfegerſtelle frei, fo 
hat die Anſtellungsbehörde hiervon dem Regierungs⸗ 
präſidenten Anzeige zu erſtatten. Dieſer bezeichnet 
ſodann der Anſtellungsbehörde diejenigen drei Perſön⸗ 
lichkeiten, die nach dem Inhalt der Bewerberliſte am 
früheſten die Berechtigung zur Führung des Schorn⸗ 
ſteinfegermeiſtertitels erworben haben, wobei bei 
Bewerbern, die dieſe Berechtigung gleichzeitig er⸗ 
worben haben, das höhere Lebensalter entſcheidet. 
Für diejenigen Bewerber, welche außer der Meiſter⸗ 
prüfung auf Grund des § 133 der Gewerbeordnung 
vor Inkrafttreten dieſer Beſtimmung die Schornſtein⸗ 
fegerprüfung vor einer ftaatlichen Prüfungskommiſſion 
beſtanden haben, gilt als Zeitpunkt für die Erwerbung 
der Berechtigung zur Führung des Meiftertitels der 
Zeitpunkt, an dem ſie die erſte Prüfung vor Inkraft⸗ 
treten des § 133 der Gewerbeordnung beſtanden 
haben. Bewerbern, welche der Militärpflicht genügt 
und infolgedeſſen erſt nach Vollendung des 24. Lebens⸗ 
jahres die Meiſterprüfſung — die vorerwähnte 
außer der Meiſterprüfung vor dem 1. Oktober 1901 
abgelegte frühere Prüfung — beſtanden haben, iſt bei 
Feſtſetzung des Alters ihrer Anſtellungsberechtigung 
die Militärpflicht ganz oder mit ſoviel Monaten 
anzurechnen, als zwiſchen dem Tage der Vollendung 
des 24. Lebensjahres und demjenigen der Ablegung 
der Meiſterprüfung — jener früheren Prüfung — 
liegen. Die Anſtellungsbehörde wählt aus den ihr 
bezeichneten drei Bewerbern den Anzuſtellenden; ſie 
iſt berechtigt, vor der Anſtellung die Bewerber zur Ein⸗ 
reichung eines weiteren Geſundheits⸗ und Leumunds⸗ 
zeugniſſes zu veranlaſſen. 

Vor der Anſtellung iſt die Schornſteinfeger⸗ 
innung zu hören. Die Anſtellung bedarf der Zu⸗ 
ſtimmung des Regierungspräſidenten. Bewerber, zu 
deren Anſtellung die Zuſtimmung verſagt worden 
iſt, werden endgültig in der Bewerberliſte geſtrichen. 

§ 4. Dem Bezirksſchornſteinfeger liegen folgende 
Dienſtpflichten ob: 3 

1. Der Bezirksſchornſteinfeger hat im Kehrbezirke 
an dem ihm angewieſenen Dienſtſitze zu wohnen, 
ſofern nicht die Anſtellungsbehörde eine Aus⸗ 
nahme hiervon geſtattet; 

2. der Betrieb des Schornſteinfegergewerbes außer⸗ 
halb des Kehrbezirks iſt dem Bezirksſchornſtein⸗ 
feger nur mit Genehmigung des Regierungs⸗ 
präſidenten, der Betrieb eines Nebengewerbes 
nur mit Genehmigung der Anſtellungsbehörde 
geſtattet; 

3. dem Bezirksſchornſteinfeger ſowie ſeinen Geſellen 
und Lehrlingen iſt die Forderung von Trink⸗ 
geldern und Neujahrsgeſchenken nicht geſtattet. 
Der Bezirksſchornſteinfeger hat Geſellen oder 
Lehrlinge, die dieſem Verbote zuwiderhandeln, 
zu entlaſſen; 

4. Der Bezirksſchornſteinfeger darf, abgeſehen von 
dem Falle der Stellvertretung ($ 6), mehr 
als zwei Geſellen nicht halten. Die Geſellen 
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müſſen unbeſcholten und zuverläſſig fein. Die 
von ihm gehaltenen Lehrlinge dürſen während 
der zwei erſten Lehrſahre zur ſelbſtändigen 
Reinigung von Schornſteinen nicht verwendet 
werden, ſondern nur in Begleitung des Meiſters 
oder eines Geſellen tätig ſein; 
„Der Bezirksſchornſteinfeger ift verpflichtet, ent⸗ 
weder die Arbeiten ſelbſt auszuführen oder die 
Verrichtungen des Hilfsperſonals ſtändig zu 
überwachen. Er hat ferner etwaige Mängel 
in der Schornſteinanlage ſowie ſonſtige Verſtöße 
gegen die im Intereſſe der Feuerſicherheit er⸗ 
laſſenen Vorſchriften, deren Beſeitigung auf 
Aufforderung nicht unverzüglich von dem Haus⸗ 
eigentümer oder deſſen Stellvertreter erfolgt, 
ſofort der Ortspolizeibehörde mitzuteilen; 
verheiratete Bezirksſchornſteinfeger haben binnen 
6 Monaten nach der Anſtellung den Nachweis 
zu erbringen, daß ſie bei einer Lebensverſicherung 
oder Witwen⸗ oder Waiſenverſicherung in an⸗ 
gemeſſener Höhe verſichert ſind. Heiraten ſie 
erſt nach der Anſtellung, fo iſt der Nachweis 
binnen 6 Monaten nach dem Tage der Verheiratung 
zu führen. Die Verſicherung iſt während der 
Tätigkeit als Bezirksſchornſteinfeger aufrecht zu 
erhalten. Der Regierungspräſident ift befugt, 
dieſen Nachweis in geeigneten Fällen zu erlaſſen; 
„der Bezirksſchornſteinfeger hat ein Kehrbuch 
nach dem anliegenden Muſter zu führen. 
Beſteht der Kehrbezirk aus mehreren Gemeinden, 
ſo iſt für jede Gemeinde ein Kehrbuch an⸗ 
zulegen oder für jede Gemeinde ein beſonderer 
Abſchnitt des Kehrbuchs einzurichten. Die Ein⸗ 
tragungen ſind tunlichſt an dem Tage, an dem 
die Verrichtungen erfolgt ſind, in deutſcher 
Sprache und in deutſchen oder lateiniſchen 
Schriftzeichen zu bewirken. Die Einnahmen 
an Kehrlohn ſind möglichſt an dem Tage, an 
dem ſie eingehen, im Kehrbuche zu vermerken. 
Für kleinere Ortſchaften, in denen das Kehr⸗ 
geſchäft in ein bis zwei Tagen ausgeführt wird, 
genügt die Angabe der Geſamtzahl der Gebäude 
und der zu reinigenden Schornſteine, der Tage, 
an denen die Kehrung der Schornſteine in der 
Gemeinde ftattgefunden hat, und des Geſamt⸗ 
betrages des erhobenen Kehrlohnes. Eintragungen 
Raff weder durch Durchſtreichungen noch durch 
= na unleſerlich gemacht werden. Die Bücher 
1 ö 90 Verlangen jederzeit der Ortspoltzei⸗ 
en e zur Einſicht vorzulegen. Am Schluſſe 
795 ibebörde lahres iſt das Buch der Orts⸗ 
e zur Durchſicht einzureichen und 
Bei m Abſchluſſe fünf Jahre aufzubewahren. 
0 ang eines Bezirksſchornſteinfegers iſt 
das Kehrbuch an den Nachfolg 5 
„der Kehrl E chfolger zu übergeben; 
er Kehrlohn für das Fegen und Ausbrennen 
15 Schornſteine darf nur vom Haugeigentümer 
oder Hausverwalter eingefordert werden; 


raum eines Jahres nicht überſchreiten. 
der Auswahl des Stellvertreters durch den Bezirks⸗ 
ſchornſteinfeger hat dieſer von dem Eintritt der 
Stellvertretung der Anſtellungsbehörde ſofort Anzeige 
zu erſtatten. 


9. der Bezirksſchornſteinfeger und ſein Hilfsperſonal 
haben ſich gegenüber den Hauseigentümern und 
Hausbewohnern eines angemeſſenen Betragens 
zu befleißigen; 

10. bei mehr als achttägiger Abweſenheit aus dem 
Kehrbezirk muß ſich der Bezirksſchornſteinfeger bei 
der Anſtellungsbehörde ab⸗ und wieder anmelden. 
Bei der Anſtellung können von der Anſtellungs⸗ 


behörde dem Bezirksſchornſteinfeger noch weitere 
Dienfipfl ichlen auferlegt werden, insbeſondere, daß 
fie bei S chadenbränden Hilfe zu leiſten und bei der 


Brandſchau mitzuwirken haben, ſowie daß ſie ver⸗ 


pflichtet ſind, auf Verlangen ſich an den Bau⸗ 


abnahmen zu beteiligen, den auf Anordnung der 
Ortspolizeibehörde abzuhaltenden Feuerſchauen bei⸗ 
zuwohnen und allen Vorladungen behufs Vernehmung 
in Schornſteinfegerangelegenheiten ungeſäumt Folge 
zu leiſten. 

8 5. Die Anſtellung iſt zu widerrufen, wenn 

1. die Unrichtigkeit der Nachweiſe dargetan wird, 
auf Grund deren die Anſtellung erfolgt iſt; 

2. der Bezirksſchornſteinfeger wiederholt die Dienſt⸗ 
pflichten gröblich verletzt hat oder den Anord⸗ 
nungen der Ortspolizeibehörde, Geſellen oder 
Lehrlinge zu entlaſſen, nicht nachkommt; 

3. der Bezirksſchornſteinfeger wegen geiſtiger oder 
körperlicher Gebrechen oder wegen andauernder 
Krankheit nicht mehr zur Erfüllung ſeiner Berufs⸗ 
pflichten imſtande iſt. 

Die Anſtellung kann widerrufen werden: 

1. wenn ſonſt Tatſachen vorliegen, die die Unzu⸗ 
verläſſigkeit des Bezirksſchornſteinfegers in Bezug 
auf ſeinen Gewerbebetrieb dartun; 

2. wenn die Kehrbezirkseinteilung verändert wird. 
Vor dem Widerrufe ſind die Handwerkskammer 

und die Schornſteinfegerinnung zu hören. 

Gegen die den Widerruf ausſprechende Ver⸗ 

fügung der Anſtellungsbehörde ſind die Rechtsmittel 
der 88 127 ff. des Landesverwaltungsgeſetzes zuläſſig. 

8 6. Eine Stellvertretung iſt nur zuläffig bei 
vorübergehender Krankheit oder ſonſtiger Behinderung 
des Bezirksſchornſteinfegers und im Todesfalle, ſo⸗ 
fern eine Witwe oder minderjährige Kinder vor⸗ 
handen ſind. Der Stellvertreter, deſſen Auswahl 
in Todesfällen durch die Anſtellungsbehörde, im 
übrigen durch den Bezirksſchornſteinfeger ſelbſt erfolgt, 
muß den an den Bezirksſchornſteinfeger zu ſtellen⸗ 
den Anforderungen entſprechen, jedoch iſt der Nach 
weis der Lebens⸗, Witwen⸗ oder Waiſenverſicherung 
nicht erforderlich. Die Entlaſſung ungeeigneter Ver⸗ 
treter hat die Anſtellungsbehörde herbeizuführen. 


Die Stellvertretung darf die Dauer der Krankheit 


oder ſonſtigen Behinderung, in Todesfällen den Zeit⸗ 
Im Falle 
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$ 7. Ueber die Anſtellung iſt dem Bezirks⸗ 
ſchornſteinfeger eine Beſtallung auszufertigen, die bei 
Widerruf zurückzugeben iſt. In die Beſtallung ſind 
die Rechte und Pflichten vollſtändig aufzunehmen. 


§ 8. Die Anſtellung und die Entlaſſung eines 
Bezirksſchornſteinfegers ſind in dem für die amtlichen 
Veröffentlichungen der Anſtellungsbehörde beſtimmten 
Blatte bekannt zu machen. 


§ 9. Dieſes Regulativ tritt mit dem 1. Januar 
1909 in Kraft. Gleichzeitig werden alle bisher zur 


im Regierungsbezirke Frankfurt a. O. erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften aufgehoben. 
Frankfurt a. Oder, den 28. September 1908. 
Der Regierungspräſident. 


Regelung der inneren Einrichtung der Kehrbezirke 


Bezeichnung des Gebäudes Zu reinigende 


Schornſteine oder 
Me Kochmaſchinen 
St 
Füße des Eigen⸗ Aft oder 
oder Platz tümers Zahl nähere Be⸗ 
aa ſchrelbung 


735. Der Herr Oberpräſident der Provinz 
Brandenburg hat am 14. September d. Js. dem 
Vorſtande des Vaterländiſchen Frauenvereins in 
Drieſen die Genehmigung erteilt, am 18. Oktober 
d. Is. zum Beſten des dortigen Kinder⸗ und Alters⸗ 
heims eine öffentliche Verloſung von geſchenkten 
Gegenſtänden nach Maßgabe des dargelegten Planes 
zu veranſtalten, wonach 1200 Loſe zu je 50 Pf. 
in Drleſen und deſſen nächſter Umgebung ausgegeben 
und 150 Gewinne im Geſamtwerte von 300 M. 
gezogen werden ſollen. Als Gewinne dürfen nicht 
ausgeſetzt werden: 

Bares Geld, unmittelbar oder mittelbar durch 
Zuſicherung der Zahlung des Wertes der Gewinne, 
unbewegliche Gegenſtände, ſowie Barren, Säulen, 
Würfel, Tafeln, Kugeln, Blöcke und andere Gegen⸗ 
ſtände von edlem Metall, bei denen der Wert der 
Bearbeitung nur nebenſächlich iſt und in keinem 
richtigen Verhältnis zu dem Metallwerte ſteht. Zahl 
und Preis der auszugebenden Loſe, das Abſatzgebiet 
der letzteren, Ort und Zeit der Verloſung, Anzahl 
und Geſamtwert der Gewinne müſſen auf den 
Loſen angegeben fein. Außerdem muß jedes Los 
in hervortretender Schrift folgenden Vermerk enthalten: 

„Eine Auszahlung der Gewinne in Geld iſt 
uusgeſchloſſen.“ 

Frankfurt a. O., den 19. September 1908. 

Der Regierungspräſident. 

736. Zu Vertrauensmännern und deren Stell⸗ 
vertretern der IV. Sektion der Knappſchafts⸗Berufs⸗ 
genoſſenſchaft zu Halle a. S. ſind für den Wahl⸗ 
abſchnitt vom 1. Oktober 1908 bis 30. September 
1911 gewählt worden: 
Bezirk III. Vom Regierungsbezirk Frankfurt a. O. 

die Kreiſe: Frankfurt a. O., Königs⸗ 


Anlage. Angefangen am 1. Januar b 
Abgeſchloſſen am 31. Dezember 
Ke 5 buch 
Bezirksſchornſteinfegers f 
n 
Gemeinde 5 r a 
Nähere Bezeichnung des Kehrbezirkg. 
R 
Erhobener 
Die Kehrung ae Vor: Art der 
(Reinigung) a 
iſt ausgeführt mie gefundene Abstellung der 
am | Bird 2 Mängel Mängel 


berg, Soldin, Landsberg a. W., Friede⸗ 
berg, Arnswalde, Lebus, Oſt⸗ und Weſt⸗ 
Sternberg. 

O. Pinkelmann, Grubendirektor zu 
Grube Boruſſia bei Droſſen. 
Wohlfahrt, Berginſpektor zu Frank⸗ 
furt a. O. 

Vom Regierungsbezirk Frankfurt a. O. 
die Kreiſe: Guben, Sorau, Croſſen, 
Züllichau⸗Schwiebus. 

Häuſer, Betriebsführer zu Grube 
Conrad bei Gr.⸗Kölzig. 

von Dobſchütz, Grubenbeſitzer zu 
Döbern N. L. 

Vom Regierungsbezirk Frankfurt a. O. 
die Kreiſe: Cottbus, Lübben, Sprem⸗ 


Vertrm.: 


Stellotr.: 


Bezirk IV. 


Vertrm.: 
Stellutr.; 
Bezirk Va. 


berg. 
Morawski, Dipl.⸗Ingenieur zu Neu⸗ 
Welzow N.⸗L. 
Killmann, Betr.⸗Ingenieur zu Neu⸗ 
Welzow N.⸗L. 
Vom Regierungsbezirk Frankfurt a. O. 
die Kreiſe: Luckau, Calau. 
W. Leder, Bergwerksbeſitzer zu Seuf⸗ 
tenberg N.⸗L. 
Müller, Reg.⸗Baumeiſter a. D. zu 
Senftenberg N.⸗L. 
Frankfurt a. O., den 19. September 1908. 
Der Regierungspräſident. 
737. Gebührenordnung 
für die Hebammen des Reg.⸗Bezirks Frankfurt a. O. 
Auf Grund des 8 1 des Geſetzes, betreffend 
die Gebühren der Hebammen, vom 10. Mal 1908 
(G. S. S. 103), ſetze ich für den Umfang des Reg.⸗ 
Bezirks Frankfurt a. O. folgende Gebührenordnung feſt: 


Vertrm: 
Stellotr.: 
Bezirk Vb. 
Vertrm.: 


Stellotr.: 
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81. Den Hebammen (5 30 Abſ. 3 der Reichs⸗ 
gewerbeordnung) ſtehen für ihre berufsmäßigen Lei⸗ 
ſtungen Gebühren nach Maßgabe der nachſtehenden 
Beſtimmungen zu. 

§ 2. Die niedrigſten Sätze gelangen zur 
Anwendung, wenn nachweisbar Unbemittelte oder 
Armenverbände die Verpflichteten ſind. Sie finden 
ferner Anwendung, wenn die Zahlung aus Staats- 
fonds, aus den Mitteln einer milden Stiftung, eines 
Organes der geſetzlichenZwangsverſicherung (Gemeinde⸗ 
krankenverſicherung, Orts⸗,Betriebs⸗, Bau⸗, Innungs⸗, 
Knappſchafts⸗, eingeſchriebene Hilfskaſſe) zu leiſten 
iſt, ſoweit nicht beſondere Schwierigkeiten der Leiſtung 
oder das Maß des Zeitaufwandes einen höheren 
Satz rechtfertigen. 

8 Im übrigen iſt die Höhe der Gebühr 
innerhalb der feſtgeſetzten Grenzen nach den beſon⸗ 
deren Umſtänden des einzelnen Falles, insbeſondere 
nach der Schwierigkeit und Zeitdauer der Leiſtung 
und nach der Vermögenslage des Zahlungspflich⸗ 
tigen zu bemeſſen. 

84. Die in den folgenden Nummern bezeich⸗ 
ſiten Leiſtungen unterliegen nachſtehenden Gebühren⸗ 

Ben: 
1. Für den Beiftand bei einer regelmäßigen Geburt 

für die Dauer bis zu 12 Stunden 5 bis 20 M., 

„ für jede folgende Stunde 0,50 bis 2,00 M. 
2. Für den Beiſtand bei einer Zwillingsgeburt, 
einer regelwidrigen Geburt, einer mit Blutungen 
und deren Folgen oder mit Eklampſie, mit 

Löſung der Nachgeburt oder mühſamer Wieder: 

belebung des Kindes verbundenen Geburt erhöht 

ſich der Anfangeſatz zu 1 auf 7,50 bis 30 M. 

3. Bei einer Entbindung, zu der ein Arzt zugezogen 

murde, erhöht ſich die Gebühr in 1 und 2 um 1 M.; 

4. Für den Beiſtand bei einer Fehl⸗ oder unzeitigen 

Geburt oder bei der Abnahme einer Mole für 

die Dauer bis zu 6 Stunden 5 bis 10 M., 

für jede folgende Stunde 0,25 bis 1,00 M. 


5. Für jeden vorgeſchriebenen Wochenbeſuch ein⸗ 
ſchließlich der dabei erfolgenden Unterſuchungen 
und Verrichtungen wie Temperaturmeſſen, Ab- 
ſpülung, Klyſtierſetzen, Katheteriſieren, Umbetten 
der Wöchnerin, Baden und Wickeln des Kindes 
u Ian. für jede angefangene Stunde bei Tage 

h 55 bis 1,00 M., bei Nacht das Doppelte. 

1 leden ſonſtigen Beſuch, einſchließlich der 

e, für ach Unterſuchungen und Verrich⸗ 
Hen, an 

bel Nacht das en Stunde 1 bis 2 M, 


7. 
| Bebo Tagemade außerhalb der Zeit der 


eine ſelhe egg ger) 2 die 4 m. für 


ache 3 bi ü 
i 1 Tag⸗ und Nachtwache 5 bis 10 m. 2 
Für eine Raterteilung in b 
Hebamme bei Tage 0,50 bis en 15 
Nacht das Doppelte. * 


9. Für eine Unterſuchung in der Wohnung der 
Hebamme einſchließlich der Raterteilung bei 
Tage 1 bis 3 M., bei Nacht das Doppelte. 

10. Für ein ſchriftliches Zeugnis außer der Gebühr 
für die Unterſuchung oder den Beſuch 0,50 M. 
Als Nacht im Sinne vorſtehender Vorſchriften 

gilt die Zeit zwiſchen 9 Uhr abends und 7 Uhr morgens. 

8 5. Bei Verrichtungen in Häusern, die mehr 
als 2 km von der Wohnung der Hebamme entfernt 
liegen, ſind der Hebamme, falls ihr nicht freies 
Fuhrwerk geftellt wird, ſowohl für den Hin⸗ als auch 
für den Rückweg entweder die baren Auslagen für 
tatſächlich benutztes Fuhrwerk oder 0,25 M. Wege⸗ 
geld für jedes Kilometer Landweg, wobei ein ange⸗ 
fangenes Kilometer als volles zu berechnen iſt, bezw. 
die Fahrkoſten der Iten Wagenklaſſe bei Benutzung 
der Eiſenbahn oder der Fahrpreis der Straßenbahn 
bei ihrer Benutzung zu erſtatten. 

Im übrigen ſind der Hebamme die baren 
Auslagen für die bei ihrer Hilfeleiſtung verwendeten 
Desinfektionsmittel und Verbandſtoffe, ſoweit biefe 
nicht aus öffentlichen Mitteln zur Verfügung geſtell 
wurden, zu erſetzen. . 

86. Vorſtehende Gebührenordnung tritt unter 
Aufhebung der Gebührenordnung vom 16. September 
1901 (Amtsblatt Stück 38 S. 292/93 am 1. Oktober 
1908 in Kraft. 

Frankfurt a. O., den 21. September 1908. 

Der Regierungspräfident. 
738. Nachtrag II 
zum Lokal⸗Tarlf für die Beförderung von Perſonen, 
Reiſegepäck, lebenden Tieren und Gütern der Klein⸗ 

bahn Dahmsdorf— Müncheberg — Buckow i. M. 

Gültig vom vlerten Tage nach Veröffentlichung 
durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung 
zu Frankfurt a. O., 
8 5, 3. Abſatz.) 

Für Ausflüge von Schülern unter Leitung 
von Lehrern wird an den Wochentagen bet einer 
Teilnehmerzahl von mindeſtens 10 Perſonen und 
bei Benutzung der dritten Wagenklaſſe eine Fahr⸗ 
preisermäßigung in der Weiſe gewährt, daß bei 
freier Beförderung des Wandergepäcks die Teilnehmer 
auf Militärfahrkarte befördert werden. 

Vorſtehender Nachtrag wird im Einvernehmen 
mit der Königlichen Eiſenbahndirektion Bromberg 
genehmigt. 

Frankfurt a. O., den 22. September 1908. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
739. Gemäß 8 2 Abſ. 1 der Provinzial⸗ 
Polizelverordnung vom 1. März 1907 (Reg.⸗Amts⸗ 
blatt 1907 Stück 16) beſtimme ich hiermit, daß 
dieſe Polizeiverordnung hinſichtlich der Aufhebung 

1. der revidierten Feuerpolizei⸗ und Löſchordnung 
für das platte Land der Provinz Brandenburg 
vom 31. Oktober 1878 (Reg.⸗Amtsblatt 1879, 
außerordentliche Beilage zu Nr. 2), 
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2. der Provinzial⸗Polizeiverordnung vom 1. Februar 
1897, betreffend die Ergänzung der vorgenannten 
Feuerpolizei⸗ und Löſchordnung (Amtsbl. S. 61), 

3. der Provinzial⸗Polizeiverordnung vom 22. De⸗ 
zember 1885 betr. die Verpflichtung der Stadt⸗ 
gemeinden zur Hilfeleiſtung bei auswärtigen 
Bränden (Regierungs⸗Amtsblatt 1886 S. 9) 

für den Kreis Luckau mit dem 1. November 1908 
in Kraft tritt. 

Frankfurt a. O., den 22. September 1908. 

Der Regierungspräſident. 

740. Die Ausführungsanweiſung der Polizei⸗ 
verordnung, betreffend die Einrichtung und den Be⸗ 
trieb von Aufzügen (Fahrſtühlen) vom 8. Mai 1908 
(Regierungsamtsblatt für 1908 Stück 21 S. 116) 
{ft von den beteiligten Herren Miniſtern hinſichtlich 
der Beſtimmungen zu § 7 wie folgt abgeändert 
worden: 

„Als „feuerſichere“ Türen gelten zur Zeit Türen 
aus doppelten, mindeſtens 1 mm ſtarken Eiſenblech⸗ 
platten mit Aſbeſteinlage (beiſpielsweiſe nach den 
Syſtemen von Berner, von König und Kücken und 
von Schwarze), die ſelbſttätig zufallen, in 5 cm 
breite Falze aus unverbrennlichem Bauſtoffe ſchlagen 
und dicht ſchließen, oder, unbeſchadet der anderen 
Forderungen, Türen aus 25 mm ſtarken geſpundeten 
Holzbrettern mit allſeitiger Bekleidung von 1 mm 
ſtarkem Eiſenblech, die mittels durchgehender Niete 
oder Nägel befeſtigt iſt. 

In Warenhäuſern und ſolchen Geſchäftshäuſern, 
in welchen größere Mengen brennbarer Stoffe frei 
gehalten werden, können zwar für vorhandene Fahr⸗ 
ſtühle die letztbeſchrlebenen Türen als „feuerſicher“ 
angeſehen werden, jedoch muß in neuen Waren⸗ 
häuſern uſw. und für neue Fahrſtuhlanlagen in be⸗ 
ſtehenden Warenhäuſern uſw. an der Forderung 
eiſerner Türen mit Aſbeſteinlage in Uebereinſtimmung 
mit den für ſolche Warenhäuſer uſw. gültigen 
„Sonderanforderungen“ feſtgehalten werden. 

Schranken und Türen dürfen, namentlich bei 
freiſtehenden Aufzügen, nicht ſo beſchaffen oder ein⸗ 
gehängt ſein, daß ſie von überragenden Teilen der 
Ladung ausgehoben werden können.“ 

Frankfurt a. O., den 22. September 1908. 

Der Regierungspräſident. 
741. Ich habe den Stromaufſeher Glüſe in 
Küſtrin zum Fiſchereiaufſeher ernannt und ihm die 
Aufſicht über die Oder von Göritz bis Schaumburg 
(km 605 — 621) übertragen. 

Frankfurt a. O., den 26. September 1908. 

Der Regierungspräfident. 

Bekanntmachungen des Königlichen Ober: 
Bergamts zu Halle a. S. 
742. Bergwerksverleihung. 
Im Namen des Königs. 

Auf Grund der am 27. Februar 1908 präſen⸗ 
tierten Mutung wird dem Rittergutsbeſitzer Ulrich 
RNumland zu Klein⸗Gandern unter dem Namen 


„Brüderſchacht !“ das Bergwerkseigentum in dem Felde, 
deſſen Begrenzung auf dem heute von uns beglaubigten 
Situationsriſſe mit den Buchſtaben: A BC D EF A 
bezeichnet iſt, und welches, einen Flächeninhalt von 
2199997 qm, buchſtäblich: zweimillioneinhundert⸗ 
neunundneunzigtauſendneunhundertſiebenundneunzig 
Quadratmeter, umfaſſend, in den Gemarkungen Klein⸗ 
Gandern (Gutsbezirk), Groß⸗Gandern (Gutsbezirk) 
und Bergen im Kreiſe Weſtſternberg des Regierungs⸗ 
bezirks Frankfurt a. O. und im Oberbergamtsbezirke 
Halle gelegen iſt, zur Gewinnung der in dem Felde 
vorkommenden Braunkohle hierdurch verliehen. 
Urkundlich ausgefertigt. 
Halle a. S., den 18. September 1908. 
Nr. 15437. (Siegel.) 
Königlich Preußiſches Oberbergamt. 
Vorſtehende Verleihungsurkunde wird unter 
Verweiſung auf die 88 35 und 36 des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. Jun! 1865 mit dem Bes 
merken zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß der 
Situationsriß während der im § 37 a. a. O. vor⸗ 
geſchriebenen Friſt in den Dienſträumen des König⸗ 
lichen Bergrevierbeamten zu Frankfurt a. O. zur 
Einſicht offen liegt. 
Halle a. S., den 18. September 1908. 
Königliches Oberbergamt. 
Nr. 15437. Scharf. 
Bekanntmachung der Königl. Direktion der 
Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
743. Bei der infolge unſerer Bekanntmachung 
vom 8. v. Mts. heute geſchehenen öffentlichen Ver⸗ 
loſung von 3¼ prozentigen Rentenbriefen der Provinz 
Brandenburg ſind folgende Stücke gezogen worden: 
Litt. F zu 3000 M. 3 Stück, und zwar die 
Nr. 143, 172, 223. 
Litt. J zu 75 M. 1 Stück, und zwar die 
Nr. 158 


Litt. K zu 30 M. 1 Stück, und zwar die 
Nr. 8 


r. 86. 

Die Inhaber dieſer Rentenbriefe werden auf⸗ 
gefordert, dieſelben mit den dazu gehörigen Zings 
ſcheinen Reihe 3 Nr. 3—16 nebſt Erneuerungsſchein 
bei der Rentenbankkaſſe, Kloſterſtraße 76, I. hierſelbſt, 
vom 2. Januar 1909 ab an den Werktagen von 9 
bis 1 Uhr einzullefern, um hiergegen und gegen 
Quittung den Nennwert der Rentenbriefe in Empfang 
zu nehmen. 

Vom 1. Januar 1909 ab hört die Verzinſung 
der ausgeloſten Rentenbriefe auf; dieſe ſelbſt ver⸗ 
jähren mit dem Schluſſe des Jahres 1919 zum 
Vorteil der Rentenbank. 

Die Einlieferung ausgeloſter Rentenbriefe an 
die Rentenbankkaſſe kann auch durch die Poſt porto⸗ 
frei und mit dem Antrage erfolgen, daß der Geld⸗ 
betrag auf gleichem Wege übermittelt werde. 

Die Zufendung des Geldes geſchieht dann auf 
Gefahr und Koſten des Empfängers, und zwar bei 
Summen bis zu 800 M. durch Poſtanweiſung. 
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Sofern es ſich um Summen über 800 M. handelt, 
iſt einem ſolchen Antrage eine ordnungsmäßige 
Quittung beizufügen. 
Berlin, den 8. Auguſt 1908. 
Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
Bekanntmachung der Königlichen Eiſen⸗ 
bahndirektion zu Bromberg. 
744. Soeben erſchien das Oſtdeutſche Eiſen⸗ 
bahn⸗Kursbuch vom 1. Oktober d. Js., enthaltend 
die Winter⸗Fahrpläne der Eiſenbahnſtrecken öſtlich 
der Linie Stralſund—Berlin— Dresden, ſowie Aus⸗ 
züge aus den Fahrplänen der anſchließenden Bahnen 
von Mittel⸗Deutſchland, Oeſterreich⸗Ungarn und Ruß⸗ 
land, Kleinbahnen, Routen⸗Fahrpläne, Angaben über 
direkte Wagen, Schlafwagen, Poſtverbindungen, Be⸗ 
A. nn Syn die Ausgabe von Fahrſcheinheften 
E als beſonder 
für Reifender, ſondere Beilage das „Merkbuch 
Das Kursbuch iſt auf allen größeren Stationen 
des vorbezeichneten Bezirks von den Fahrkarten⸗ 
Ausgabeſtellen, von den Bahnhofs⸗Buchhändlern, 
ſowie im Buchhandel zum Preiſe von 50 Pfennig 
zu beziehen. 
Bromberg, den 26. September 1908. 
Königliche Eiſenbahndirektion. 
745. Am 1. Oktober 1908 wird der an 
der Hauptbahnlinie Küſtrin⸗Neuſtadt— Strausberg 
Guſchen den Stationen Golzow (Oderbruch) und 
uſow gelegene, ſeit 7. September 1908 für den 
Güterverkehr eröffnete Bahnhof Werbig Güterbahnhof 
auch für den Tierverkehr eröffnet und zugleich in 
den Staats- und Privatbahn⸗Tiertarif einbezogen. 


Ueber die Höhe der Sä b i = 
hellen er er Sätze geben die Abfertigungs 


Bromberg, den 22. September 1908. 
Königliche Eiſenbahndirektion. 
Perſonal⸗Nachrichten. 
746. Seine Majeſtät der König haben dem 
Geheimen Regierungsrat Klapp die zum 1. Oktober 
d. Js. nachgeſuchte Entlaſſung aus dem Staatsdienſte 
mit Penſion und unter Verleihung des Königlichen 
Kronenordens 3. Klaſſe zu erteilen geruht. 
ER Der Regierungsrat Keller aus Wies⸗ 
oben und der Regierungsaſſeſſor Grospietſch aus 
dean e an die hieſige Königliche Regierung 
Dem Regierungeaſſeſſor Schulte Heut⸗ 
8 > Grete Verwaltung des Land. 
Day, kee wee 0 Regierungsbezirk 
. er Gerichtsreferen 
Hi 50 Reglerungsteferenken en 
39 K Es ſind ernannt worden zu Amtsvorſtehern: 
a. r Gutsbeſitzer Arndt zu Hammelſtall für den 
er 20 Neumecklenburg im Kreiſe Friede⸗ 
arg Nm., 2. Rittergutsbeſitzer Caeſar zu Groß⸗ 


reeſen für den Amtsbezirk 23 Groß⸗Breeſen im 


Kreiſe Guben, 3. Amtmann Nix zu Guben für den 
Amtsbezirk 10 Germersdorf im Kreiſe Guben, 
4. Ziegeleibeſiger Baillier zu Alt-Gliegen für den 
Amtsbezirk 20 Glietzen⸗Hohenwutzen im Kreiſe 
Königsberg Nm., 5. Gutsbefiger Wilke zu Polly⸗ 
chener⸗Holländer für den Amtsbezirk 31 Louiſenaue 
im Kreiſe Landsberg a. W.; zu Amtsvorſteher⸗ 
ſtellvertretern: 1. Mehliſch zu Fehrow für den 
Amtsbezirk 2 Schmogrom im Kreiſe Cottbus, 2. Ritter⸗ 
gutsbefiger Krahmer zu Belgen für den Amts⸗ 
bezirk 33 Goßow im Kreiſe Königsberg Nm., 3. See 
beſizer Würke zu Dammendorf für den Amtsbezirk 15 
Mixdorf im Kreiſe Lübben. 
751. Der ordentliche Seminarlehrer Pulmer 
vom Schullehrerſeminar Neuzelle iſt vom 1. Oktober 
d. Is. ab zum Königlichen Seminarlehrer ernannt 
und dem Königlichen Schullehrer⸗Seminar in Königs⸗ 
berg Nm. überwieſen worden. 
752. Der ordentliche Seminarlehrer Stock 
vom Schullehrerſeminar in Königsberg Nm. iſt vom 
1. Oktober d. Js. ab an das Königliche Schullehrer⸗ 
ſeminar in Neuzelle verſetzt worden. 
753. Der Kandidat des höheren Lehramts 
Karl Schwarzloſe zu Pankow iſt als Oberlehrer 
angeſtellt und dem Königlichen Gymnasium zu 
Landsberg a. W. überwieſen. 
754. Dem Küſter und Lehrer Rudolf Lange 
in Neudorf, Diözeſe Sonnenburg, iſt der Titel 
„Kantor“ verliehen. 
755. Perſonal veränderungen 
im Bezirke des Kammergerichts im Monat Auguſt 1908. 
I. Richter. 

Es ſind ernannt: Zu Landgerichtsgeräten: die 
Landrichter Waltjen in Landsberg a. W., Thiele 
und Schilling bei dem Landgericht 1 in Berlin, 
Dr. Altmann und Siegmann bei dem Landgericht III 
in Berlin, Saffe in Guben, Rieve in Neu⸗Ruppin, 
Scheringer bei dem Landgericht II in Berlin, 
zu Amtsgerichtsräten: die Amtsrichter Schmidt 
in Forſt i L., Kubale und Levy in Senftenberg, 
Schulz in Wittenberge, Sauermann und Freiherr 
von Schele in Rixdorf, Dr. Böhmer in Cüſtrin, 
Sponholz, Berlin, Dorendorf und Dr. Davidſon 
bei dem Amtsgerichte Berlin⸗Mitte, Fiſcher in Char⸗ 
loitenburg, Schulz in Cöpenick, Schmeißer in 
Werder, Dietſch bei dem Amtsgerichte Berlin⸗ 
Schöneberg, Dalcke und Görcke in Eberswalde, 
Epletiſtößer in Reppen, Mehuer bei dem Amts⸗ 
gerichte Berlin⸗Wedding, zu Amtsrichtern: die Gerichts⸗ 
aſſeſſoren Thielbörger in Prenzlau, Schulteß 
in Cüſtrin, zu Handelsrichtern: der Direktor Karl 
Pernet in Dt.⸗Wilmersdorf und der Kaufmann 
Alfred Zielenziger in Charlottenburg bei dem Land⸗ 
gericht 1 in Berlin, zu ſtellvertretenden Handels- 
richtern: der Kaufmann Max Fuchs in Charlotten⸗ 
burg bei dem Landgericht 1 in Berlin, zu Handels⸗ 
richtern wiederernannt: die Kaufleute Iſidor Meyer, 
Oskar Berlin und Robert Hirſch, der Rentner 


254 


Paul Dahlheim, der Fabrikant Ludwig Jakoby, 
der Hofſſpediteur Willibald Löwenthal und die 
Bankiers Berthold Arous und Louis Rothſchild 
in Berlin, der Fabrikbeſitzer Robert Kerb in Char⸗ 
lottenburg, der Kaufmann Otto von der Heyden 
in Gr.⸗Lichterfelde bei dem Landgericht I in Berlin, 
zu ſtellvertretenden Handelsrichtern wiederernannt: 
die Kaufleute Ludwig Schlefinger, Max Balinger, 
Max Fränkel und Eugen Valentin und der 
Fabrikant Hugo Hauff in Berlin, der Kaufmann 
Hermann Freudenberg in Nicolasfee, der Fabrik⸗ 
beſitzer Alexander Flinſch und der Kaufmann Guſtav 
Hardt in Charlottenburg bei dem Landgericht! in Berlin 

Verſetzt ſind: die Amtsgerichtsräte Langhoff 
von Charlottenburg nach Schwedt, Schmeißer von 
Werder an das Amtsgericht Berlin-Mitte, die Amts⸗ 
richter Schulze von Krotoſchin nach Prenzlau, 
Wohlfarth von Kupp nach Königswuſterhauſen. 

Verliehen iſt: dem Kammergerichtsrat, Geheimen 
Oberjuſtizrat Dr. Rintelen der Stern zum Roten 
Adler⸗Orden II. Klaſſe mit Eichenlaub. 

Penſioniert find: der Aumtsgerichtsrat Pollack 
vom Amtsgerichte Berlin-Mitte, der Senatspräſident 
bei dem Kammergerichte, Geheime Oberjuſtizrat Haack. 

Geſtorben iſt: der zum 1. Oktober 1908 pen⸗ 
ſionierte Amtsgerichtsrat Benſieg vom Amtsgerichte 
Berlin⸗Mitte. 

II. Gerichtsaſſeſſoren. 

u Gerichtsaſſeſſoren ſind ernannt die Referendare: 
Koffer. Dr. Kelk, Dr. Haunay, Spaeth, 
Dr. Theinert, Willy Köhler, Haſſe. 

III. Staatsan waltſchaft. 

Ernannt ſind: zum Erſten Staatsanwalt: der 
Staatsanwaltſchaftsrat von Drygalski von der 
Oberſtaatsanwaltſchaft bei dem Kammergericht in 
Braunsberg, zu Staatsanwaltſchaftsräten: die Staats⸗ 
anwälte Triebel in Neu⸗Ruppin, Graßzhoff bei 
der Staatsanwaltſchaft des Landgerichts II in Berlin, 
von Schaewen und Schreiber bei der Ober. 
ſtaatsanwaltſchaft des Kammergerichts, Rhode bei 
der Staatsanwaltſchaft des Landgerichts I in Berlin, 
zum etatsmäßigen Amtsanwalt beim Amtsgericht 


Berlin-Mitte: der Oberleutnant d. L. Sonnenburg, 
zum Amtsanwaltsſtellvertreter beim Amtsgericht Neu⸗ 
wedell: der Gemeindeeinnehmer Middel. 

Verſetzt ift: der Staatsanwalt Schmittendorff 
von Guben nach Thorn. 

Verliehen iſt: dem Direktor des Unterſuchungs⸗ 
gefängniſſes in Berlin vou Mülverſtedt und dem 
Direktor des Strafgefängniſſes in Plötzenſee Sauer 
der Rang der Räte vierter Klaſſe. 

Geſtorben ſind: der Erſte Staatsanwalt Haeber⸗ 
lein in Guben, der Direktor des Strafgefängniſſes 
in Plötzenſee Sauer. 

IV. Rechtsanwälte und Notare. 

In die Liſte der Rechtsanwälte ſind eingetragen: 
die Rechtsanwälte: Paul Eggert bei dem Kammer⸗ 
gerichte, Brückmann bei dem Landgericht IT in 
Berlin, Scholz bei dem Amtsgericht in Wriezen, 
Dr. Hertzberg bei dem Kammergerichte, Eugen 
Goldſtein und Aruold Lackner bei dem Land⸗ 
gericht 1 in Berlin, die Gerichtsaſſeſſoren: Georg 
Horn, Hans Beermann und Dr. Alfred Fraenkel 
bei dem Landgericht 1 in Berlin, Pipkorn bei dem 
Amtsgericht in Neudamm, die früheren Gerichts⸗ 
aſſeſſoren: Szielasko bei dem Landgericht II und 
Ernſt Göring bei dem Landgericht III in Berlin. 

In der Liſte der Rechtsanwälte ſind gelöſcht: 
die Rechtsanwälte: Dr. Richard Fuß bei dem Land⸗ 
gericht 1 in Berlin, Horuthal bei dem Amtsgericht 
in Charlottenburg, Max Conrad bei dem Amts⸗ 
gericht in Peitz. Mit der Löſchung des Rechtsanwalts 
Conrad in Peitz iſt ſein Amt als Notar erloſchen. 

Zu Notaren ſind ernannt: die Rechtsanwälte: 
Juſtizrat Siegmund Roſenthal in Berlin mit An⸗ 
weiſung ſeines Wohnſitzes innerhalb der Stadtbezirke 
145, 148 bis 150, 162 bis 165, 170, 171 und 
173, Walter Schulze in Königswuſterhauſen, dem 
Notar Scholz in Trachenberg iſt der Amtsſitz in 
Wriezen angewieſen. 

„Geſtorben ſind: der Rechtsanwalt und Notar 
Juſtizrat Nikſe in Cottbus und die Rechtsanwälte 
Dankmar Aſch in Berlin und Paul Biſchoff in 
Charlottenburg. Fortſetzung in der nächſten Nummer. 
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Stationen. 


Spremberg-Stadtbahnhof 
Spremberg⸗Staatsbahnhof 


Stationen. 
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Spremberg⸗Staatsbahnhof ab 


Spremberg⸗Stadtbahnhof 


Druck der Königl. Hofbuchdruckerei 


Spremberger Stadtbahn. 
Fahrplan gültig vom 1. Oktober 1908. 
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Richtung von Spremberg⸗Stadtbahnhof nach Spremberg⸗Staatsbahnhof 


ä ai 
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Richtung von Spremberg⸗Staatsbahnhof nach Spremberg⸗Stadtbahnhof 
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Redigiert im Bureau der Sg Regierung zu Frankfurt a. O. 
rowitzſch & Sohn in Frankfurt a. O. 


Sonderbeilage zum Amtsblatt. 


Satzung 
für die 
Brandenburgiſche Feuerwehr⸗Anfallkaſſe. 


(Errichtet durch das vom Brandenburgiſchen Provinziallandtage am 10. März 1890 
beſchloſſene und durch Allerhöchſten Erlaß vom 29. Juli 1890 genehmigte Statut, 
ſiehe Amtsblatt für Potsdam S. 361 und Amtsblatt für Frankfurt a. O. S. 254.) 


Mit Einfügung des Nachtrages vom i Mürz 1907 Amtsblatt für Potsdam 


Seite 124 und für Frankfurt a. O. Seite 78 und des zweiten Nachtrags vom 


= lr, 1908 — Amtsblatt für Potsdam Seite 131 und für Frankfurt a. O. Seite 60. 


Zweck. 
5 
Die Kaſſe iſt errichtet zu dem Zweck, im Dienſte verunglückten Mitgliedern 
von Feuerwehren und ihren Hinterbliebenen nach Maßgabe dieſer Satzung Entſchädigung 
zu gewähren. 
l Sie führt den Namen „Brandenburgiſche Feuerwehr-Unfallkaſſe“ und hat ihren 
Sitz in Berlin. 
Mittel. 
§ 2. 
Die Beſtände, welche beim Inkrafttreten dieſer Satzung“) vorhanden fein werden, 
bilden das Stammkapital der Kaſſe. 
5 Dem Stammkapital treten hinzu die Eintrittsgelder, welche von den für 
1 1 Feuerwehren der Kaffe beitretenden Gemeinden nach § 10 zu entrichten find, 
Vie etwaige Zuwendungen von anderer Seite, inſoweit darüber nicht andere 
Beſtimmungen getroffen ſind. 


) 1. April 1904. 


=> 


Die Zinfen des Stammkapitals, die vom Provinzialverbande bewilligte jährliche 
Beihilfe und die nach § 5 zu leiſtenden Beiträge der Gemeinden und Sozietäten 
bilden die ordentlichen Jahreseinnahmen der Kaſſe. 

Die Jahresüberſchüſſe fließen dem Stammkapital zu. 


Mitgliedſchaft. 


Mitglieder der Kaſſe ſind diejenigen ſtädtiſchen oder ländlichen Gemeinden der 
Provinz Brandenburg, welche unter Übernahme der Beitragspflicht (8$ 5 und 6) 
der Kaſſe beigetreten ſind. 

8 4. 

Als Feuerwehren ($ 1) gelten nur ſolche freiwilligen, Berufs- oder Pflicht⸗ 
wehren, welche eine geſchloſſene und gegliederte, durch beſtimmte Abzeichen erkennbare 
Truppe bilden, die zur Hilfeleiſtung bei Bränden verpflichtet, mit den nötigen Geräten 
dazu ausgerüſtet iſt und zu ihrer Ausbildung regelmäßige Übungen hält. 


Beiträge. 
8 5. 


Für jedes Feuerwehrmitglied iſt ein Beitrag von 1,50 M. jährlich im voraus 
für das Geſchäftsjahr zu zahlen. 

Soweit der Beitrag nicht von einer der beiden Feuerſozietäten der Provinz 
Brandenburg geleiſtet wird, fällt er der beteiligten Gemeinde zur Laſt. 

Anderungen des Beitragsverhältniſſes zwiſchen Sozietät und Gemeinde berechtigen 
die letztere zum Austritt aus der Unfallkaſſe. Die Beſtimmungen des § 15 der Satzung 
finden für dieſen Fall ſinngemäße Anwendung. 


§ 6. 

Inſoweit durch die ordentlichen Jahreseinnahmen der beim Abſchluß des Geſchäfts— 
jahres feſtzuſtellende Bedarf nicht gedeckt wird, iſt der Fehlbetrag dem Stammkapital 
zu entnehmen, ſoweit dasſelbe dadurch nicht unter den Betrag von 60,000 M. ſinkt. 

Ein weitergehender Fehlbetrag iſt durch die im $ 7 vorgeſehenen Umlagen und 
ſoweit auch dieſe unzulänglich ſind, vom Provinzialverband zu decken. 


SET 
Zur Aufbringung der Umlagen werden die Gemeinden nach den in ihnen 
herrſchenden Arbeitslohnverhältniſſen in drei Klaſſen eingeteilt. Die J. Klaſſe 
bilden die Gemeinden, in welchen, nach den veröffentlichten Feſtſetzungen des Regierungs- 
präfidenten, der ortsübliche Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter bis zu 1,70 M. 
einfchließlich beträgt, die II. Klaſſe diejenigen, in welchen dieſer über 1,70 M. bis zu 
2,20 M. und die III. Klaſſe diejenigen, in welchen er mehr als 2,20 M. beträgt. Das 
Beitragsverhältnis dieſer 3 Klaſſen zu einander wird durch die Zahlen 1 zu 1½ zu 2 
ausgedrückt, dergeſtalt alſo, daß die II. Klaſſe den einundeinhalbfachen und die 
III. Klaſſe den doppelten Beitragsſatz der J. Klaſſe zu entrichten hat. 
Die Gemeinden ſind jedoch mit Umlagen nicht höher heranzuziehen als erforderlich 
iſt, um die Jahreseinnahmen auf den Betrag von 3,12 M. für jeden Mann der an 
der Kaſſe beteiligten Feuerwehren zu bringen 


* 
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über die Erhebung von Umlagen und deren Höhe beſchließt alsbald nach dem 
Ablauf des Geſchäftsjahres der Kaſſenbeirat. 


§ 8. 

Die zu Anfang des Geſchäftsjahres feſtgeſtellten Mitgliederbeſtände der Feuer⸗ 
wehren bleiben für das ganze Geſchäftsjahr maßgebend, ſo daß eine Vermehrung 
oder Verminderung der Mannſchaften im Laufe dieſes Jahres auf die nach SS 5 und 7 
zu zahlenden Beiträge ohne Einfluß bleibt. 

Solchen Gemeinden, die im Laufe des Geſchäftsjahres der Kaſſe beitreten, kann 
für das Jahr des Beitritts ein verhältnismäßiger Teil der Beiträge erlaſſen werden. 
N 

Werden die Tagelohnſätze ($ 7) anderweit feſtgeſetzt, jo tritt die ſich daraus 
ergebende Anderung der Klaſſeneinteilung mit Beginn des nächſten Rechnungsjahres 
in Kraft. 

8 10. 
Für Feuerwehren, welche dem Verbande freiwilliger Wehren der Provinz 


Brandenburg nicht angehören, iſt, neben den Jahresbeiträgen, ein Eintrittsgeld 
von 1 M. für jedes Mitglied der zu beteiligenden Wehr zu entrichten. 


Vorbedingungen der Unterſtützung. 


SSL 
Unterſtützung wird von der Kaffe gewährt, wenn ein Mitglied einer an ihr 

beteiligten Feuerwehr in Ausübung des Feuerlöſchdienſtes innerhalb der Provinz 
oder in den Grenzorten oder bei den angeordneten Übungen ſich eine Verletzung 
oder Erkrankung zuzieht und dadurch, zeitweiſe oder dauernd, ganz oder teilweiſe 
erwerbsunfähig wird oder ums Leben kommt. 
Diasſelbe gilt, wenn die Feuerwehr bei gemeiner Gefahr anderer Art 
(Überſchwemmung u. dergl.) in Tätigkeit getreten iſt. 

a Ausnahmsweiſe können Unterſtützungen aus der Kaſſe auch ſolchen Perſonen 
gewährt werden, welche, ohne der Feuerwehr anzugehören, dieſe beim Brande 
tätig unterſtützt haben. 


Umfang der Unterſtützung. 
8212. 
Als Unterſtützung gewährt die Kaſſe: 

a) bei zeitweiſer Erwerbsunfähigkeit, falls dieſe länger als 3 Tage gedauert 
hat, ein nach dem Grade der Erwerbsunfähigkeit und der wirtſchaftlichen 
Lage des Verletzten zu bemeſſendes tägliches Krankengeld bis zu 3 M. 

Dauert die zeitweiſe Erwerbsunfähigkeit länger als 3 Monate, 
ſo wird für die fernere Zeit eine Rente nach den Sätzen zu b gewährt; 

b) bei dauernder Erwerbsunfähigkeit eine lebens längliche Rente, welche, 
wenn die Erwerbsunfähigkeit eine vollſtändige iſt, 66 v. H. des Jahres- 
arbeitsverdienſtes (Vollrente), wenn ſie dagegen nur eine teilweiſe iſt, 
denienigen Teil der Vollrente beträgt, welcher dem Maße der durch den 
Unfall herbeigeführten Einbuße an Erwerbsfähigkeit entſpricht (Teilrente). 
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Die Rente ift nach Maßgabe des Arbeitsverdienſtes zu berechnen, 
den der Verletzte im Durchſchnitte der letzten 3 dem Unfalle vorangegangenen 
Kalenderjahre gehabt, und der durch Vermittelung der Ortsbehörde (Magiſtrat, 
Gemeindevorſtand) feſtzuſetzen iſt; an Stelle des Jahresarbeitsverdienſtes 
tritt bei Handels⸗ und Gewerbetreibenden das Reineinkommen, mit welchem 
ſie aus ihren Betrieben zu der ſtaatlichen Einkommenſteuer eingeſchätzt ſind. 
Hierbei kommt der 1500 M. überſteigende Betrag nur mit einem Drittel, 
der 3000 M. überſteigende dagegen nicht mehr zur Anrechnung; hatte der 
Verletzte keinen Arbeitsverdienſt oder weniger als den 300 fachen Betrag 
des am Sitze ſeiner Wehr geltenden ortsüblichen Tagelohnes (8 6), ſo 
gilt als Jahresarbeitsverdienſt das 300fache dieſes ortsüblichen Tagelohnes 
Bei teilweiſer Erwerbsunfähigkeit kann nach Anhörung der beteiligten 
Gemeindebehörde der Entſchädigungsberechtigte auf ſeinen Antrag durch 
eine entſprechende Kapitalzahlung abgefunden werden. Der Verletzte muß 
vor Annahme ſeines Antrags darüber belehrt werden, daß er nach der 
Abfindung auch in dem Fall keinerlei Anſpruch auf Rente mehr habe, 
wenn ſein Zuſtand ſich erheblich verſchlechtern würde. 

Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß des Kaſſenbeirates ſteht ihm die 

Beſchwerde nach 8 21 offen; 
im Todesfalle eine Rente an die Witwe und die ehelichen Kinder, 
welche in einem Bruchteile des nach b ermittelten Jahresarbeitsverdienſtes 
des Verſtorbenen beſteht und für die Witwe bis zu deren Tode oder 
Wiederverheiratung, ſowie für jedes hinterbliebene Kind bis zu deſſen 
zurückgelegtem 15. Lebensjahre höchſtens (vergl. e Abſatz 3) je 20 v. H. 
des Jahresarbeitsverdienſtes beträgt. 

Die Unterſtützung der Witwe iſt ausgeſchloſſen, wenn die Ehe erſt 
nach dem Unfalle eingegangen worden iſt. 

Die den Hinterbliebenen gewährten Renten dürfen insgeſamt 60 v. H. 
des Jahresarbeitsverdienſtes nicht überſteigen. Ergibt ſich ein höherer 
Betrag, ſo werden die Renten verhältnismäßig gekürzt. 

Inſoweit die hiernach zuläſſige Geſamtrente dadurch nicht überſchritten 
wird, kann auch hinterbliebenen Verwandten der aufſteigenden 
Linie, ſowie Geſchwiſtern und elternloſen Enkeln, — wenn der 
Verſtorbene deren Ernährer war — ein Rente nach billigem Ermeſſen 
gewährt werden; 


d) die Koſten der Heilung bis zur Höhe von 300 M. Iſt die gänzliche 

ober teilweiſe Wiederherſtellung eines Verletzten nur in einer Heilanſtalt 
zu erwarten, jo kann die Unterbringung von der Kaſſe auf deren Koſten, 
auch wenn die Grenze von 300 M. überſchritten wird, verlangt werden. 
In dieſem Falle wird ein Bruchteil des Krankengeldes oder der Rente der 
Familie des Verletzten nach billigem Ermeſſen gewährt; 


e) ein Sterbegeld von 50 M. 


0 


— 


8 13 
Bei der Abmeſſung der Unterſtützungen, welche die Kaſſe nach § 12 a bis d gewährt, 
kommt dasjenige, was in Anlaß des Unfalles vermöge eines Rechtsanſpruchs aus 


r a N 
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öffentlichen Kaſſen, aus öffentlicher oder privater Verſicherung, oder 
infolge geſetzlicher Haftpflicht dritter Perſonen, gewährt wird, in Anrechnung. 
In dem Antrage auf Gewährung einer Unterſtützung iſt anzugeben, ob ſolche Anſprüche 
dem Verletzten zuſtehen. 

Andert fi) nach Überweiſung der Rente (§ 12 b) der Grad der Exwerbs— 
unfähigkeit des Verletzten weſentlich, ſo iſt die Rente anderweit feſtzuſetzen, oder auch 
gänzlich zurückzuziehen. 

In beſonderen Fällen können ausnahmsweiſe auch höhere Sätze als vorſtehend 
feſtgeſetzt, gewährt werden. 

War der Verletzte ſchon vor dem Unfalle leidend oder gebrechlich und 
iſt durch dieſen Umſtand der Unfall veranlaßt oder mit herbeigeführt oder in ſeinen 
Folgen verſchlimmert worden, ſo kann die ſonſt zu gewährende Unterſtützung je nach 
den Umſtänden entſprechend ermäßigt oder auch ganz verſagt werden. 


Fortfall der Unterſtützung. 
8 14. 
Die Unterſtützung fällt fort: 

a) wenn der Unfall eine Folge von Ungehorſam, Trunkenheit oder 
grober Fahrläſſigkeit des Verletzten war; 

b) wenn der letztere feine Geneſung durch Fahrläſſigkeit oder Nichtbefolgung 
ärztlicher Vorſchriften verhindert, oder wenn er durch unwahre Angaben 
über die Veranlaſſung und Art ſeiner Verletzung oder Erkrankung die 
Kaſſe zu hintergehen verſucht. 

In beſonders dringenden Fällen kann eine Unterſtützung auch ge 
währt werden, wenn der Anſpruch darauf fortgefallen iſt. 


Beendigung der Mitgliedſchaft. 
8 15. 

Der Beitritt zur Kaſſe gilt für 5 Jahre erklärt. Dieſer Zeitpunkt beginnt 
für die derſelben bereits angehörigen Mitglieder mit dem Ablaufe desjenigen Rechnungs⸗ 
jahres, in welchem dieſe Satzung in Kraft tritt und für die der Kaſſe ſpäter bei⸗ 
tretenden Mitglieder mit dem Ablaufe desjenigen Rechnungsjahres, in welchem ihr 
Beitritt erfolgt iſt. Wenn nicht 6 Monate vor Ablauf des 5jährigen Zeitraums 
der Austritt erklärt iſt, ſo dauert die Mitgliedſchaft auf weitere 5 Jahre fort. 

Außerdem iſt die Gemeinde zum Austritt berechtigt, wenn die Feuerwehr 
ſich auflöſt oder diejenigen Eigenſchaften verliert, die nach § 4 zur Teilnahme 
5 der Kaſſe berechtigen. In dieſen Fällen kann auch die Verwaltung der Kaſſe 
05 betreffenden Gemeinde die Mitgliedſchaft mit einer 6 monatlichen Friſt zum Ab— 
aufe eines jeden Rechnungsjahres kündigen. 
bee Fällen Abſatz 1 und 2) gehen, unbeſchadet der von den Verletzten 
Ver flichtun, deren Hinterbliebenen gegen die Kaſſe erworbenen Rechte, diejenigen 
0 ungen, welche die Kaſſe aus Anlaß der in der ausſcheidenden Gemeinde 
bie Ki Unfälle übernommen hat, im Umfange der Satzungsbeſtimmungen auf 
1 2 chiedene Gemeinde über, welche die Kaſſe hinſichtlich dieſer Unfälle 

aſten hat. Erreicht der Kapitalwert dieſer Verpflichtungen nicht denjenigen 
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Anteil an dem Kapitalwert der geſamten Verpflichtungen der Kaſſe, welcher auf die 
ausgeſchiedene Gemeinde nach dem Verhältnis ihrer letzten Jahresbeiträge zu den 
geſamten Beiträgen des letzten Jahres (§S§ 5 und 6) entfällt, jo hat dieſelbe den 
Fehlbetrag an die Kaſſe abzuführen. 

Wird eine an der Kaſſe beteiligte Gemeinde aufgelöſt (geteilt oder mit 
einer anderen vereinigt), ſo gehen ihre Verpflichtungen auf die neu gebildeten 
Gemeinden über. - 

Ausgeſchiedene Mitglieder haben auf das Vermögen der Kaſſe keinerlei 
Anſpruch. 


Verwaltung. 
§ 16. 

Der Direktor der Städte⸗Feuerſozietät der Provinz Brandenburg führt, unter 
Aufficht des Provinzialausſchuſſes und unter Mitwirkung eines Beirates (§ 17), 
nach Maßgabe der vom Provinzialausſchuß zu erlaſſenden Verwaltungsordnung, 
die laufende Verwaltung und vertritt die Kaſſe als deren Vorſtand nach außen. 
Er führt den Titel „Direktor der Brandenburgiſchen Feuerwehrunfallkaſſe“. 
In Behinderungsfällen vertritt ihn der Generaldirektor der Land⸗Feuerſozietät der 
Provinz Brandenburg. 

Zu Verpflichtungen der Kaſſe über die Grenzen der Verwaltungsordnung 
hinaus, insbeſondere zur Aufnahme einer Anleihe, iſt die Genehmigung des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes erforderlich. 

S 

Der Beirat beſteht aus dem Direktor der Kaſſe, aus dem Landesdirektor 
und dem Generaldirektor der Land-Feuerfozietät, ſowie aus zwei vom Provinzial⸗ 
ausſchuß auf eine dreijährige Amtsperiode zu wählenden Vertretern der beteiligten 
Gemeinden und zwei auf eine gleiche Zeit vom Verbande der freiwilligen Fener- 
wehren zu benennenden Vertretern der beteiligten Wehren. 

Den Vorſitz führt, ſoweit ihn nicht der Landesdirektor übernimmt, der Direktor 
der Kaſſe. 

Bei einer etwaigen Auflöſung des Verbandes der freiwilligen Feuerwehren 
geht die Wahl der Vertreter der Feuerwehren auf den Provinzialausſchuß über. 


8 18. 


Die gewählten Mitglieder des Beirats erhalten für die Teilnahme an 
den außerhalb ihres Wohnortes abgehaltenen Sitzungen Entſchädigung nach 
Maßgabe der Verwaltungsordnung. 

SET 

Der Beirat wird vom Vorſitzenden berufen und faßt feine Beſchlüſſe nach 
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den 
Ausſchlag. Der Beirat iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden drei Mit⸗ 
glieder anweſend ſind. In eiligen Sachen kann die Beſchlußfaſſung auf ſchrift⸗ 
lichem Wege herbeigeführt werden. 

An der Beratung über einen Unfall iſt diejenige Gemeinde, bei deren Feuer- 
wehr der Unfall ſich ereignet hat, durch einen auf ihre Koſten abzuordnenden Ver⸗ 
treter teil zu nehmen berechtigt. Sie iſt deshalb von der anberaumten Sitzung 


f 
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unter Mitteilung des bezüglichen Gegenſtandes der Tagesordnung zu benachrichtigen. 
Ein Stimmrecht ſteht dem Vertreter der Gemeinde nicht zu. 

Im übrigen regelt der Beirat ſeinen Geſchäftsgang durch eine vom Provinzial⸗ 
ausſchuß zu beſtätigende Geſchäftsordnung. 


8 20. 
Der Beirat hat zu beſchließen über: 
a) Beſchwerden gegen Verfügungen des Direktors; 
b) Ausſchreibung von Umlagen, die Inanſpruchnahme des Rücklagebeſtandes 
und die beim Provinzialverbande zu beantragenden Zuſchüſſe (88 6 und . 
e) die ausnahmsweiſe Gewährung einer Unterſtützung ($ 11 Abſatz 3 und 
§ 14 Abſatz 2); 
d) die Gewährung dauernder Renten und die Abänderung oder Zurückziehung 
gewährter Renten (§§ 12 zu b und c, 13 Abſatz 2 bis 4); 
6) Kündigung der Mitgliedſchaft (8 15 Abſatz 2); 
) Feſtſtellung der von der ausſcheidenden Gemeinde zu übernehmenden 
Verpflichtungen (§ 15 Abſatz 3); 
2) andere ihm vom Direktor überwieſene Kaſſenangelegenheiten. 
Er hat die Jahresrechnung (§ 22) zu begutachten und iſt befugt, von 
dem Stande der Verwaltung durch Einſicht der Akten und Bücher der Kaſſe 
Kenntnis zu nehmen. 


821. 

Die Beſchlüſſe des Beirates nach $ 20 zu e find endgültig; im übrigen ſteht den 
Beteiligten innerhalb 4 Wochen ausſchließender Friſt die Berufung an den Provinzial— 
ausſchuß offen. 

Die Entſcheidung des letzteren iſt endgültig. 

Der Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen. 


Se 
Alljährlich hat der Direktor über die geführte Verwaltung unter Vorlegung eines 
Verwaltungsberichtes ordnungsmäßig Rechnung zu legen. Dieſe iſt mit dem 
Gutachten des Kaſſenbeirates ($ 20 Abſatz 2) dem Provinziallandtage zur Prüfung 
und Entlaſtung vorzulegen. 


Das Rechnungs- und Geſchaͤftsjahr iſt das Kalenderjahr. 


Anderung der Satzung. 
8523 
ec Abänderungen der vorſtehenden Satzung können durch den Provinziallandtag 
en werden umd bedürfen, ſo weit fie den Sitz, den Zweck und die äußere 
fenen dez e betreffen, der Allerhöchſten Genehmigung, im übrigen der⸗ 
ö erpräſidenten der Provinz Brandenburg. Dieſelben treten mit dem 


nächſten Geſchäftsſahre in a. 1 8 ; 
bekaunt gemach Slahre in Kraft, nachdem fie vorher durch die Amtsblätter der Provinz 


t worden find. 
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Die gegenwärtigen Mitglieder der Kaſſe haben das Recht, aus derſelben mit dem 
Inkrafttreten dieſer Satzung auszuſcheiden, inſoſern ſie dieſe Abſicht innerhalb 
4 Wochen nach der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung dem Direktor ſchriftlich 
anzeigen. 

Auflöſung der Kaſſe. 
8 24. 

Die Kaſſe kann durch Beſchluß des Provinziallandtages mit Allerhöchſter Ge⸗ 
nehmigung aufgelöſt werden. 

Inſoweit das bei der Auflöſung der Kaſſe vorhandene Vermögen zur Erfüllung 
der beſtehenden Verpflichtungen nicht ausreicht, übernimmt dieſelben der Provinzial⸗ 
verband. 

Über einen nach Erfüllung aller Verpflichtungen etwa verbleibenden Vemögens⸗ 
beſtand beſtimmt der Provinziallandtag. 


